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Analyse der eidgenössischen
Abstimmungen vom 26. September 2004
Dominik Allenspach, Laura Kopp, Thomas Milic
Abstimmungsergebnisse
 
Ja Nein
Bundesbeschluss vom 3. Oktober 2003 über die ordentliche
Einbürgerung sowie über die erleichterte Einbürgerung junger
Ausländerinnen und Ausländer der zweiten Generation 
 
   1 105 650
43.2%
   1 452 669
56.8%
 
Bundesbeschluss vom 3. Oktober 2003 über den
Bürgerrechtserwerb von Ausländerinnen und Ausländern der
dritten Generation 
 
   1 238 849
48.4%
   1 322 668
51.6%
 
Volksinitiative "Postdienste für alle" 
 
   1 247 839
49.8%
   1 259 125
50.2%
 
Änderung vom 3. Oktober 2003 des Erwerbsersatzgesetzes (für
Dienstleistende und bei Mutterschaft) 
 
   1 416 913
55.4%
   1 138 856
44.6%
 
 
Stimmbeteiligung
 
53.2%
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 Die Hauptergebnisse der VOX-Analyse zu den
Volksabstimmungen vom 26. September 2004
Am 26. September 2004 stimmte das Schweizer Stimmvolk über vier Vorlagen ab. Dabei handelte es sich um
die erleichterte Einbürgerung junger Ausländerinnen und Ausländer der zweiten Generation, den
Bürgerrechtserwerb von Ausländerinnen und Ausländer der dritten Generation, die Initiative ÄPostdienste für
alle“ sowie um die Änderung des Erwerbsersatzgesetzes (für Dienstleistende und bei Mutterschaft), kurz
Mutterschaftsversicherung. Einzig die Mutterschaftsversicherung wurde angenommen, und zwar von 55.4
Prozent. Die beiden Einbürgerungsvorlagen lehnten 56.8 Prozent bzw. 51.6 Prozent des Stimmvolkes ab. Die
Post-Initiative wurde von 50.2 Prozent verworfen.
Allen vier Vorlagen wurde eine überdurchschnittlich hohe persönliche Bedeutung zugemessen. Dies dürfte eine
Erklärung für die verhältnismässig hohe Stimmbeteiligung von 53.2 Prozent sein. Die höchste persönliche wie
auch nationale Bedeutung sprachen die Befragten der Mutterschaftsversicherung zu. Die beiden
Einbürgerungsvorlagen wurden ebenfalls als überdurchschnittlich wichtig erachtet. Sie waren es auch, die den
Befragten auf Grund eines hitzig geführten Abstimmungskampfes am Besten in Erinnerung blieben. Im
Vergleich zu den anderen drei Vorlagen erhielt die Post-Initiative weniger hohe Bedeutungswerte und wurde
bei der Erinnerungsfrage auch weniger häufig genannt.
Die Mutterschaftsversicherung, über die schon wiederholt abgestimmt worden war, bereitete den
Stimmberechtigten nur wenig Mühe bei der Entscheidfindung. Das traf auch für die beiden
Einbürgerungsvorlagen zu, welche auf Grund vorgefasster Meinungen und tief verankerter Wertevorstellungen
beurteilt wurden. Bei der Post-Initiative hingegen rangen die Stimmberechtigten mühevoller und auch länger um
einen definitiven Entscheid.
Die Einbrgerungsvorlagen
Der Links/Rechts-Gegensatz bildete bei diesen Vorlagen, die sich hinsichtlich des Abstimmungsprofils und der
Entscheidmotive kaum unterscheiden, die massgebliche Konfliktlinie. Stimmende, die sich politisch rechts
einstuften und mit der SVP sympathisierten, haben die beiden Bundesbeschlüsse deutlich verworfen. Der
ideologisch geprägte Konfliktcharakter der Abstimmung spiegelte sich auch in den persönlichen Einstellungen
zur Frage nach der Chancengleichheit der ausländischen und schweizerischen Bevölkerung wider: Diejenigen,
die der Meinung waren, dass Schweizerinnen und Schweizer gegenüber Ausländerinnen und Ausländern
bevorzugt werden sollten, verwarfen die Einbürgerungsvorlagen klar (89% bzw. 83%). Persönliche Merkmale
wie Alter und Geschlecht sowie die Zugehörigkeit zu unterschiedlichen soziodemographischen Gruppen
wirkten sich nicht oder nur schwach auf den Stimmentscheid aus. Die Stimmberechtigten in der
Deutschschweiz sprachen sich viel deutlicher gegen die Bundesbeschlüsse aus als diejenigen in der
Westschweiz. Dies ist darauf zurückzuführen, dass sich Personen aus der Romandie Ausländerinnen und
Ausländern gegenüber generell weniger abwehrend verhalten.
Die Analyse der Entscheidmotive und der Argumente zeigt, dass hauptsächlich die persönliche Einstellung der
Befragten gegenüber der ausländischen Wohnbevölkerung für die Nein- oder Ja-Stimme ausschlaggebend
war. Personen, die von den Ausländerinnen und Ausländern ein positives Bild haben, sie als gut integriert oder
gar als Schweizerinnen oder Schweizer bezeichnen, stimmten den Vorlagen mehrheitlich zu. Befragte, die
demgegenüber eine negative Sichtweise vertraten, die ausländische Wohnbevölkerung als nicht integriert
betrachteten oder negative Erfahrungen mit ihr gemacht hatten, verwarfen die Bundesbeschlüsse. Auch die
Befürchtung, dass mit der Annahme der Vorlagen die Schweizer Identität untergraben werden könnte, führte
zu einem Negativentscheid.
Im Vergleich zu 1994, als ebenfalls über eine Verfassungsänderung betreffend die erleichterte Einbürgerung
abgestimmt wurde, nahm 2004 der Nein-Stimmen-Anteil bei beinahe allen gesellschaftlichen und politischen
Gruppen leicht zu. Deutlicher als bei den anderen Parteianhängerschaften hat der Nein-Stimmen-Anteil bei der
SVP-Wählerschaft zugenommen, welche zudem seit 1994 stark angewachsen ist. Dies ist neben dem
Umstand, dass die SVP heuer ein Nein empfahl und die Vorlagen aktiv bekämpfte, einer der Gründe für das
deutlichere Nein zu den Einbürgerungsvorlagen.
Die Post-Initiative
Die Fronten im Abstimmungskampf verliefen nicht exakt entlang der ideologischen Konfliktlinie, was die
Analyse des Abstimmungsprofils bestätigt: Die Post-Initiative erhielt zwar aus dem linken Lager stärkere
Unterstützung als von rechter Seite, aber der Unterschied war nicht so gross wie bei den anderen drei
Vorlagen. Ausschlaggebend für den Stimmentscheid waren andere Gründe. Einer war die Haltung zur
Privatisierung von Staatsbetrieben, ein anderer die persönliche Betroffenheit. Wer der Post-Initiative eine hohe
persönliche Bedeutung zumass, stimmte mehrheitlich Ja (70%), wer sich nicht von der Vorlage betroffen fühlte,
lehnte diese deutlich ab (86%). Die persönliche Betroffenheit hing vermutlich davon ab, ob man in der eigenen,
näheren Umgebung einen Abbau der Postdienstleistungen befürchtete oder nicht. Solche Befürchtungen gab es
nicht nur in den ländlichen oder alpinen Regionen, sondern auch in städtischen Zentren, weshalb nur ein
geringer Zusammenhang zwischen persönlicher Betroffenheit und Urbanisierungsgrad besteht.
Dass vor allem die persönliche Betroffenheit den Stimmentscheid motivierte, bestätigt auch der
Argumententest. Selbst eine Mehrheit der Nein-Stimmenden war im Grundsatz mit den Pro-Argumenten
einverstanden, wonach KMUs auf ein dichtes Poststellennetz in den Rand- und Berggebieten angewiesen seien
und dadurch Arbeitsplätze in eben diesen Regionen erhalten blieben. Für den Stimmentscheid schien sie dies
aber wenig zu kümmern. Der Grund hierfür liegt wohl darin, dass die Nein-Stimmenden sich weder vom
drohenden Leistungsabbau noch von der erwarteten regionalen Arbeitslosigkeit betroffen fühlten.
Die Mutterschaftsversicherung
Der "Röschtigraben" trennte BefürworterInnen und GegnerInnen der Mutterschaftsversicherung nicht mehr so
deutlich wie einst. Die Trennlinie verlief bei der Abstimmung vom 26. September vielmehr entlang den
Siedlungsstrukturen. Die grossen und mittleren Deutschschweizer Städte sowie die gesamte Romandie haben
der Mutterschaftsversicherung mehrheitlich zugestimmt, die ländlichen deutschschweizerischen Gebiete haben
sie verworfen. Den Unterschied zu 1999, als eine Mutterschaftsversicherung abgelehnt wurde, machten die
kleinen und mittleren Deutschschweizer Städte aus: In ihnen fand ein Meinungsumschwung statt, der letztlich zu
einer Annahme der Mutterschaftsversicherung geführt hat. Politisch rechts Stehende und SVP-Sympathisanten
lehnten die Mutterschaftsversicherung ideologiegetreu ab. Personen, die eine Parteiaffinität zur SP, CVP und
FDP hatten und sich zwischen Mitte und links aussen einordneten, stimmten hingegen der Vorlage mehrheitlich
zu.
Die Analyse der Entscheidmotive und der Argumente zeigt auf, dass für das Stimmvolk vor allem die
persönlichen Wertevorstellungen ausschlaggebend waren. Es haben diejenigen Befragten die
Mutterschaftsversicherung angenommen, die sich für eine offene, moderne und egalitäre Schweiz einsetzten.
Dabei wurden Gründe der sozialen Gerechtigkeit und der Familienförderung sowie der Verfassungsauftrag
genannt. Befragte Personen mit traditionellen Wertevorstellungen lehnten die Mutterschaftsversicherung eher
ab. Sie waren der Ansicht, dass die erneute Vorlage eine ungerechte Lösung darstelle und zu einem staatlichen
Sozialausbau führe.
Datenbasis
Die vorliegende Untersuchung beruht auf einer von der VOX-Partnerschaft realisierten Nachbefragung der
Volksabstimmung vom 26.09.2004. Die Befragungen wurde vom Forschungsinstitut gfs.bern in den zwei der
Abstimmung folgenden Wochen durchgeführt. Die Datenanalyse erfolgte durch das Institut für
Politikwissenschaft an der Universität Zürich (IPZ). Die Befragungen wurden von 37 BefragerInnen von zu
Hause aus telefonisch durchgeführt, wobei das Forschungsinstitut gfs.bern die Möglichkeit hatte, die Interviews
extern, und ohne dass dies für die BefragerInnen und die Befragten erkennbar war, zu beaufsichtigen. Die
Auswahl der Befragten wurde in einem dreistufigen Zufallsverfahren ermittelt. Der Stichprobenumfang betrug
1000 stimmberechtigte Personen, davon kamen 70 Prozent aus der Deutschschweiz, 24 Prozent aus der
Westschweiz und 6 Prozent aus der italienischsprachigen Schweiz. Der Stichprobenfehler für die Gesamtheit
der Befragten lag bei +/- 3,1 Prozent. Vorsicht bei der Interpretation der Daten ist dort geboten, wo die
Subsamples klein sind und die Verteilung der Prozentwerte zugleich ausgeglichen ist (50:50). In solchen Fällen
können auf Grund des grösseren Stichprobenfehlers keine Aussagen über Mehrheitsverhältnisse gemacht
werden.
Erläuterungen des Bundesrates.
